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Artikel 22 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) In Übereinstimmung mit dem Recht der Vereinigten Staaten und vorbehaltlich der dort 
vorgesehenen Begrenzungen (unter Beachtung künftiger, seine allgemeinen Grundsätze wahrender 
Änderungen) rechnen die Vereinigten Staaten bei einer in den Vereinigten Staaten ansässigen Person oder 
einem Staatsbürger der Vereinigten Staaten auf die Einkommensteuer der Vereinigten Staaten folgendes 
an: 

 a) die von dem Staatsbürger oder der ansässigen Person oder für diese Person an Österreich 
gezahlte Einkommensteuer und 

 b) im Fall einer Gesellschaft der Vereinigten Staaten, der mindestens 10 vom Hundert der 
stimmberechtigten Anteile einer in Österreich ansässigen Gesellschaft gehören, von der die 
Gesellschaft der Vereinigten Staaten Dividenden bezieht, die von der ausschüttenden oder für die 
ausschüttende Gesellschaft an Österreich gezahlte Einkommensteuer auf die Gewinne, aus denen 
die Dividenden gezahlt werden. 

Im Sinne dieses Absatzes gelten die in Artikel 2 Absätze 2 lit. b und 3 (Unter das Abkommen fallende 
Steuern) genannten Steuern als Einkommensteuern. 

(2) Ist ein Staatsbürger der Vereinigten Staaten in Österreich ansässig, so gilt folgendes: 

 a) Bei Einkünften, die nach diesem Abkommen bei Bezug durch eine in Österreich ansässige 
Person ohne Staatsbürgerschaft der Vereinigten Staaten von der Steuer der Vereinigten Staaten 
befreit wären oder einem ermäßigten Satz der Steuer der Vereinigten Staaten unterlägen, rechnet 
Österreich auf die österreichische Steuer nur die allenfalls gezahlte Steuer an, die die Vereinigten 
Staaten nach diesem Abkommen erheben dürfen; dabei werden die Steuern nicht berücksichtigt, 
die lediglich nach Artikel 1 Absatz 4 (Persönlicher Geltungsbereich) auf Grund der 
Staatsbürgerschaft erhoben werden dürfen; 

 b) für Zwecke der Berechnung der Steuer der Vereinigten Staaten auf die in lit. a genannten 
Einkünfte rechnen die Vereinigten Staaten auf die Steuer der Vereinigten Staaten die 
Einkommensteuer an, die nach der in lit. a genannten Anrechnung an Österreich gezahlt worden 
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ist; die so gewährte Anrechnung darf den Teil der Steuer der Vereinigten Staaten nicht 
schmälern, der nach lit. a auf die österreichischen Steuern anrechenbar ist; und 

 c) ausschließlich zum Zweck der Vermeidung der Doppelbesteuerung in den Vereinigten Staaten 
nach lit. b gelten Einkünfte, die in lit. a genannt sind, ungeachtet des Absatzes 4 als aus 
Österreich stammend, soweit dies erforderlich ist, um die Doppelbesteuerung dieser Einkünfte 
nach lit. b zu vermeiden. 

(3) In Österreich wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach diesem 
Abkommen in den Vereinigten Staaten besteuert werden - ausgenommen eine Besteuerung 
ausschließlich auf Grund der Staatsbürgerschaft gemäß Artikel 1 Absatz 4 (Persönlicher 
Geltungsbereich) -, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende 
Steuer den Betrag an, der der in den Vereinigten Staaten gezahlten Steuer vom Einkommen 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
österreichischen Steuer vom Einkommen nicht übersteigen, der auf die Einkünfte, die in den 
Vereinigten Staaten besteuert werden dürfen, entfällt. Eine gemäß Artikel 10 Absatz 6 
(Dividenden) erhobene Steuer wird den steuerpflichtigen Einkünften zugerechnet, die im 
Rahmen der Betriebstätte in dem Jahr, für das die Steuer erhoben wird, erzielt werden. 

 b) Einkünfte einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von der Besteuerung 
in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der Festsetzung der Steuer 
für das übrige Einkommen der Person einbezogen werden. 

(4) Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung gemäß Absatz 1 dieses Artikels und vorbehaltlich der 
Quellenregeln des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten, die für die Begrenzung der Anrechnung 
ausländischer Steuern gelten, ist die Quelle der Einkünfte und Gewinne ausschließlich wie folgt zu 
bestimmen: 

 a) Einkünfte und Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person bezieht und die im 
anderen Vertragsstaat nach diesem Abkommen besteuert werden dürfen - ausgenommen eine 
Besteuerung ausschließlich auf Grund der Staatsbürgerschaft gemäß Artikel 1 Absatz 4 
(Persönlicher Geltungsbereich) -, gelten als aus dem anderen Staat stammend; 

 b) Einkünfte und Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person bezieht und die im 
anderen Vertragsstaat nach diesem Abkommen nicht besteuert werden dürfen, gelten als aus dem 
erstgenannten Staat stammend. 

Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten nicht für die Anrechnung von anderen als den in Artikel 2 
Absätze 2 lit. b und 3 (Unter das Abkommen fallende Steuern) genannten ausländischen Steuern auf die 
Steuer der Vereinigten Staaten. 
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